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Drucksache Nr. 4015 


Kleine Anfrage Nr. 317 

der Fraktion der SPD 


betr. Gebühren für Urkunden. 


Von seiten der Betroffenen laufen zahlreiche Klagen ein über die 
Höhe der Gebühren für Erbscheine, Beglaubigung von Urkunden 
usw., die zum Zwecke von Anträgen auf Schadensfeststellung nach 
dem Feststen ungsgesetz erholt werden. 

Wir fragen den Herrn Bundesminister der Finanzen: 

1. Stimmt der Herr Bundesminister der Ansicht zu, daß die Er- 
holung von Erbscheinen, beglaubigten Urkunden usw. gegebenen- 
falls zu den Beweishandlungen gehört, die nach § 44 Abs. 1 
Feststellungsgesetz von Amts wegen zu erfolgen haben? Ist er 
der Ansicht, daß demnach diese Urkunden usw. im Wege der 
Amtshilfe zu erholen und etwa entstehende Kosten von den 
Feststellungsbehörden zu übernehmen sind? 

2. Ist der Herr Bundesminister bereit, alsbald öffentlich darauf 
hinzuweisen, daß die Beilage von Urkunden, Erbscheinen usw., 
soweit dadurch Kosten entstehen, zu den Anträgen auf Schadens- 
feststellung nicht erforderlich ist und in vielen Fällen auch einst- 
weilen nicht zweckmäßig sein dürfte? 

3. Ist der Herr Bundesministcr bereit darauf hinzuwirken, daß in 
den Fällen, wo die Einholung der Erbscheine und anderer Ur- 
kunden zum Zwecke der Durchführung des Feststellungsverfahrcns 
durdi die Antragsteller zweckmäßig und erforderlich erscheint, 
die Gebühren durch die betreffenden Stellen erlassen werden, 
oder so niedrig festgesetzt werden, wie cs dem Gesichtspunkt 
der Entschädigung entspricht? 


Bonn, den 22. Januar 1953 


Ollenhauer und Fraktion 


Drude; Peter Meier, Bulsdorl-Slegburg 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andemadi. Breite Str. 10 



